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Zweckbefristung – Dispositionsmög-

lichkeit des Arbeitgebers 

Landesarbeitsgericht Köln, Urteil vom 

27.4.2023 – 8 Sa 463/22 

Die Vereinbarung einer Zweckbefris-

tung oder auflösenden Bedingung ist 

unwirksam, wenn das zur Beendigung 

des Arbeitsverhältnisses führende Er-

eignis der Dispositionsmöglichkeit 

des Arbeitgebers unterliegt. 

 

Die Entscheidung 

Die Klägerin ist seit 15.2.2019 auf Grund-

lage eines geringfügigen Beschäfti-

gungsverhältnisses als persönliche As-

sistentin bei der beklagten Arbeitgeberin 

beschäftigt. Die Beklagte erbringt Assis-

tenzdienstleistungen für schwerbehin-

derte Menschen und beschäftigt regel-

mäßig mehr als zehn Arbeitnehmer. In 

dem zwischen den Parteien am 

15.2.2019 geschlossenen Arbeitsvertrag 

heißt es u. a.: 

„§ 8: Das Arbeitsverhältnis ist zweckbe-

fristet. Es endet nicht zu einem vorab 

festgelegten Zeitpunkt. Zweck des Ar-

beitsverhältnisses ist die kundengebun-

dene Mitarbeit im Team für Frau F. 

Der Arbeitsvertrag endet automatisch 

bzw. ohne Kündigung, wenn der Zweck 

des Vertrags erreicht wird. Dieses ist der 

Fall, wenn der Auftrag des Arbeitgebers 

zur individuellen Assistenz des Kunden 

endet, die Bewilligung des Leistungsträ-

gers endet, die Kunden/der Kunde ver-

stirbt oder die zu unterstützende Person 

die weitere Unterstützung durch die Mit-

arbeiterin/den Mitarbeiter auf Dauer ab-

lehnt. In diesem Fall endet das Arbeits-

verhältnis zwei Wochen nach Zugang ei-

ner schriftlichen Unterrichtung durch den 

Arbeitgeber über die Beendigung des As-

sistenzauftrages. Das Recht zur vorzeiti-

gen Kündigung bleibt beiderseits unbe-

rührt. …“ 

Mit Schreiben vom 21.2.2021 kündigte 

die Beklagte den mit ihrer Kundin F be-

stehenden Vertrag zum 31.3.2021. 

Gleichzeitig teilte die Beklagte der Kläge-
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rin mit, dass mit dem Ende der Assistenz-

leistungen der Beklagten für F auch der 

Arbeitsvertrag zum 31.3.2021 ende. Zu-

gleich kündigte die Beklagte vorsorglich 

das bestehende Arbeitsverhältnis zum 

31.3.2021. 

Die Klägerin hat beim ArbG geltend ge-

macht, ihr Arbeitsverhältnis habe weder 

aufgrund der vereinbarten Zweckbefris-

tung noch durch die hilfsweise Kündi-

gung vom 21.2.2021 sein Ende gefun-

den. Das ArbG hat die Klage abgewie-

sen. Dagegen hat die Klägerin Berufung 

eingelegt. 

Das LAG hat die Entscheidung des ArbG 

aufgehoben.  

Die Vereinbarung einer Zweckbefristung, 

nach der das Arbeitsverhältnis zu einem 

Arbeitnehmer mit dem Ende des Auftrags 

zwischen dem Arbeitgeber und einem 

Kunden enden soll, ist nach der Ent-

scheidung des LAG nicht durch einen 

sachlichen Grund im Sinne des § 14 Abs 

1 TzBfG gerechtfertigt, insbesondere 

ergibt sich eine sachliche Rechtfertigung 

nicht aus der Eigenart der Arbeitsleistung 

(§ 14 Abs 1 S 2 Nr 4 TzBfG). 

Mit dem Ende des Vertragsverhältnisses 

zwischen Arbeitgeber und Kunde sei ein 

Umstand benannt, der vom Arbeitgeber 

auch willkürlich herbeigeführt werden 

könne. Der Wegfall des bisherigen Ar-

beitsplatzes aufgrund der Entscheidung 

des Arbeitgebers, das Vertragsverhältnis 

mit einem Kunden zu beenden, sei vor 

dem Hintergrund des Vorrangs der Ände-

rungskündigung nicht geeignet, ein drin-

gendes betriebliches Erfordernis i. S. v. § 

1 Abs. 2 KSchG darzustellen, wenn eine 

Weiterbeschäftigung des Arbeitnehmers 

zu geänderten Arbeitsbedingungen beim 

Arbeitgeber möglich sei.  

Quelle:  LAG Köln, Urteil vom 27.4.2023 

– 8 Sa 463/22 

 

Praxistipp 

Der Entscheidung kann nur zugestimmt 

werden. Da in der Praxis noch eine Viel-

zahl von unwirksamen Befristungen ver-

einbart werden, ist es ratsam für Arbeit-

nehmer/innen derartige Klauseln recht-

lich überprüfen zu lassen. Denn will ein 

Arbeitnehmer/in geltend machen, dass 

die Befristung eines Arbeitsvertrages 

rechtsunwirksam ist, so muss er/sie ge-

mäß § 17 TzBfG innerhalb von drei Wo-

chen nach dem vereinbarten Ende des 

befristeten Arbeitsvertrages Klage beim 

Arbeitsgericht erheben.  
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Behinderung der Betriebsratsarbeit 

durch unzulässige Drohungen  

 

Landesarbeitsgericht Düsseldorf, Urteil 

vom 30. August 2023 – 12 TaBV 18/23 

 

Der Arbeitgeber darf die Arbeit des 

Betriebsrats nicht dadurch behindern, 

dass er den Betriebsräten droht, sie 

abzumahnen oder ihr Gehalt zu kür-

zen, wenn sie an einer Betriebsratssit-

zung teilnehmen wollen. Hält der Ar-

beitgeber eine Betriebsratssitzung für 

unzulässig, muss er dies gerichtlich 

feststellen lassen. 

 

Die Entscheidung 

Der Betriebsrat einer landwirtschaftli-

chen Firma wollte zu einer Betriebsrats-

sitzung einen Gewerkschaftsvertreter 

und eine Anwältin einladen. Da beide für 

den regulären Termin verhindert waren, 

setzte der Betriebsratsvorsitzende eine 

außerordentliche Betriebsratssitzung an. 

Dies missfiel dem Personalleiter, der 

dem Vorsitzenden mitteilte, er gewähre 

den Mitgliedern für die Sitzung keine 

Freistellungen für diese außerordentliche 

Betriebsratssitzung. Zudem drohte er im 

Falle der Teilnahme an dieser Sitzung 

mit Abmahnungen und Gehaltskürzun-

gen. Der Anwältin und dem Gewerk-

schaftssekretär verweigerte der Perso-

nalleiter den Zutritt zum Betrieb. Der Be-

triebsrat wertete das Verhalten des Ar-

beitgebers als Behinderung von Be-

triebsratsarbeit und leitete ein Beschluss-

verfahren vor dem Arbeitsgericht ein. Der 

Arbeitgeber solle jegliche Form der Be-

hinderung der Betriebsratsarbeit unter-

lassen und bei Zuwiderhandlung ein Ord-

nungsgeld zahlen.  

 

Dem Antrag des Betriebsrats auf Unter-

lassung wurde stattgegeben. Der Arbeit-

geber oder seine Vertreter, in diesem Fall 

der Personalleiter, dürfen die Arbeit des 

Betriebsrats nicht dadurch beeinträchti-

gen, dass sie im Voraus die Teilnahme 

der Betriebsratsmitglieder an einer ge-

planten Betriebsratssitzung durch Dro-

hungen mit Abmahnungen oder Gehalts-

kürzungen verhindern. Es spielt keine 

Rolle, ob die Betriebsratssitzungen 

selbst gegen gesetzliche Vorgaben ver-

stoßen oder in Einzelfällen nicht als erfor-

derlich erachtet werden. Dies ändert 

nichts daran, dass der Arbeitgeber in kei-

ner Weise die Betriebsratsarbeit durch 

vorherige Drohungen mit Abmahnungen 

oder Gehaltskürzungen beeinträchtigen 

darf, um die Betriebsratsmitglieder von 
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der Teilnahme an der geplanten Be-

triebsratssitzung abzuhalten. Die Teil-

nahme der Betriebsratsmitglieder an den 

einzelnen Betriebsratssitzungen ist ihre 

betriebsverfassungsrechtliche Pflicht. 

Der Arbeitgeber muss vielmehr den 

Rechtsweg einschlagen, wenn er meint, 

dass eine Sitzung gegen geltendes 

Recht verstößt. Es wird dem Arbeitgeber 

auch möglich sein, in Einzelfällen, mög-

licherweise sogar durch eine einstweilige 

Verfügung, eine Verschiebung oder Auf-

hebung einer konkreten Sitzung zu bean-

tragen. 

 

Praxistipp 

Betriebsräte sollten Versuche des Arbeit-

gebers, einzelne Betriebsratsmitglieder 

durch Drohungen dazu zu bewegen, 

keine Betriebsratsarbeit zu leisten, direkt 

im Keim ersticken. In diesem Fall sollte 

sofort Kontakt zu der Gewerkschaft oder 

dem Rechtsbeistand gesucht werden, 

um unmittelbar auf solche Versuche zu 

reagieren. Auch sollte in den Betriebs-

ratssitzungen intern darüber gespro-

chen, damit gerade „jüngere“ oder 

„frischgewählte“ Betriebsräte, die in der 

Regel Opfer solcher Versuche sind, sen-

sibilisiert werden, dass sie sich nicht 

durch solche Drohungen einschüchtern 

lassen und solche Drohungen direkt mel-

den.  

 

 

 

Auswirkungen der Erhöhung der Ar-

beitszeit auf Leistungszulage 

 

Bundesarbeitsgericht, Urteil vom 

13.12.2023, AZ 5 AZR 168/23 

 

Bei Aufstockung der Arbeitszeit von 

Teilzeit auf Vollzeit haben Beschäf-

tigte einen Anspruch auf eine entspre-

chende Erhöhung der Leistungszu-

lage. 

 
Die Entscheidung 

Die Klägerin war mehrere Jahre in einem 

Krankenhaus als Physikingenieurin be-

schäftigt. Sie wechselte den Arbeitgeber 

und kehrte dann im Jahr 2014 zu ihrer 

vorherigen Arbeitgeberin, der Beklagten, 

in Teilzeit zurück. 

Auf das Arbeitsverhältnis fanden auf-

grund einer arbeitsvertraglichen Verein-

barung die Regelungen des Bundes-An-

gestelltentarifvertrag in kirchlicher Fas-

sung (BAT-KF) Anwendung. Es wurde 

eine Vergütung nach dessen Entgelt-

gruppe 14 vereinbart. Zusätzlich erhielt 

die Klägerin seit Beginn des Arbeitsver-

hältnisses monatlich 250,00 € brutto. 

Dieser Betrag wurde in den Gehaltsab-

rechnungen als „Leistungszulage“ aus-

gewiesen und abgerechnet. Zweck die-

ser „Leistungszulage“ war ein Ausgleich 
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der Differenz zwischen der Monatsvergü-

tung der Klägerin bei ihrem vorherigen 

Arbeitgeber und der Vergütung, die die 

jetzige Arbeitgeberin ihr bei Anwendung 

des BAT-KF für eine entsprechende Teil-

zeitbeschäftigung anbieten konnte. Ohne 

diese Ausgleichszahlung wäre die Kläge-

rin nicht bereit gewesen, zur Beklagten 

zurückzukehren. 

Im Jahr 2020 stellte die Klägerin einen 

Antrag auf Erhöhung der Arbeitszeit auf 

eine Vollzeitbeschäftigung im Umfang 

von 38,5 Wochenstunden. Diesen Antrag 

lehnte die Beklagte zunächst ab. 

Schließlich einigten sich die Klägerin und 

die Beklagte auf eine Erhöhung der Ar-

beitszeit auf Vollzeit ab dem 1.5.2022. 

Die Beklagte zahlte der Klägerin seitdem 

die einer Vollzeitbeschäftigung entspre-

chende Vergütung nach dem BAT-KF; 

die „Leistungszulage“ wurde jedoch nicht 

entsprechend angepasst, sondern ver-

blieb bei 250,00 € brutto. Hiergegen rich-

tet sich die Klage. 

Das Bundesarbeitsgericht hat entschie-

den, dass die „Leistungszulage“ entspre-

chend der Verdopplung der Arbeitszeit 

hätte verdoppelt werden müssen. Dies 

ergebe sich aus der Auslegung des Ar-

beitsvertrages. Zwar regelt § 9 TzBfG bei 

der Verlängerung der Arbeitszeit nicht 

die Höhe der Vergütung oder weiterer Ar-

beitsbedingungen. Dies obliegt den Par-

teien des Arbeitsvertrages und ist im 

Rahmen der Verlängerung der Arbeits-

zeit zu vereinbaren. Der Beschäftigte in 

Teilzeit ist gesetzlich lediglich vor Diskri-

minierungen geschützt, indem den Teil-

zeitbeschäftigten gemäß § 4 Abs. 1 Satz 

2 TzBfG ein entsprechender Anspruch 

auf die Vergütung zugesprochen wird. Al-

lerdings sei nach dem Bundesarbeitsge-

richt das auf die bisherige Teilzeitbe-

schäftigung zugeschnittene Vergütungs-

system nicht mehr sachgerecht und sei 

neu zu bestimmen. Dafür hat der Arbeit-

geber dem Arbeitnehmer einen neuen, 

der Vollzeitbeschäftigung entsprechen-

den Arbeitsvertrag anzubieten. Dieser 

Verpflichtung kam die Beklagte nach. Da 

dieser Vertrag jedoch keine Anpassung 

der „Leistungszulage“ enthielt, lehnt die 

Klägerin die Unterzeichnung dieses Ver-

trages ab. 

Wegen der fehlenden Einigung hinsicht-

lich der nach Erhöhung der Arbeitszeit 

maßgeblichen Vergütung inkl. der Zulage 

enthielt der Arbeitsvertrag nunmehr hin-

sichtlich der „Leistungszulage“ eine Re-

gelungslücke und war somit im Wege der 

ergänzenden Vertragsauslegung ent-

sprechend der vereinbarten Verlänge-

rung der Arbeitszeit anzupassen. Hierfür 

kommt es darauf an, was die Arbeitsver-

tragsparteien in einem derartigen Fall bei 

einer angemessenen Abwägung der bei-

derseitigen Interessen nach Treu und 

Glauben als redliche Vertragspartner 

zum Zeitpunkt des Vertragsschlusses 
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vereinbart hätten. Im konkreten Fall wäre 

dies die Erhöhung der Zulage von 250,00 

€ brutto auf 500,00 € brutto gewesen. 

 

Praxistipp 

Das TzBfG enthält keinen mit der Verlän-

gerung der Arbeitszeit einhergehenden 

„automatischen“ Anspruch auf entspre-

chende Erhöhung der Vergütung inkl. et-

waiger Zulagen. Um ein Ungleichgewicht 

zu vermeiden, ist nach der vorliegenden 

Rechtsprechung des BAG eine etwaige 

Regelungslücke im Arbeitsvertrag zu 

schließen und wie hier die „Leistungszu-

lage“ entsprechend der Erhöhung der Ar-

beitszeit anzupassen. Damit eine solche 

Regelungslücke erst gar nicht entsteht, 

müssen Beschäftigte bei Verträgen über 

die Verlängerung der Arbeitszeit nicht 

nur daran denken, eine Erhöhung der 

monatlichen Vergütung zu regeln, son-

dern auch etwaige Zulagen im Blick ha-

ben. 
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